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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Waeber Emanuel 2019-CE-62 
Erhöhung Sozialabzüge 

I. Anfrage 

Mit nachfolgender Anfrage wird der Staatsrat eingeladen, Auskunft über die Höhe möglicher 
Steuerausfälle bei natürlichen Personen zu geben, würden die nachfolgend erwähnten Sozialabzüge 
gemäss Art. 36 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern (DStG), Fassung in 
Kraft getreten am 01.01.2019, wie folgt angepasst:  

Art. 36 Sozialabzüge 

1 Vom Reineinkommen werden abgezogen: 

a) 13 000 anstelle von 8500 Franken für jedes Kind, das minderjährig ist oder sich in der Lehre 
oder im Studium befindet, wenn das Kind ausschliesslich von der steuerpflichtigen Person 
unterhalten wird und deren Reineinkommen den anrechenbaren Grenzbetrag nicht übersteigt. 
Dieser Abzug beträgt für das dritte und jedes weitere Kind 9500 Franken. Der Abzug wird für 
jedes zusätzliche Einkommen von 1000 Franken, das den anrechenbaren Grenzbetrag übersteigt, 
um 100 Franken gekürzt. Er beträgt jedoch für das erste und zweite Kind mindestens 
7000 Franken und 8000 Franken für das dritte und jedes weitere Kind. Die anrechenbare 
Einkommensgrenze beträgt 62 000 Franken für das erste Kind; sie erhöht sich für jedes zusätz-
liche Kind um 10 000 Franken;  

b) 13 000 anstelle von 8500 Franken vom Einkommen der Vollwaise, die minderjährig ist oder 
sich in Lehre oder Studium befindet und deren Reineinkommen 62 000 Franken nicht über-
steigt. Der Abzug wird für jedes zusätzliche Einkommen von 1000 Franken um 100 Franken 
gekürzt. Der Abzug beträgt jedoch mindestens 7000 Franken; 

c) 1500 anstelle von 1000 Franken für jede andere erwerbsunfähige Person, für deren Unterhalt die 
steuerpflichtige Person hauptsächlich aufkommt; 

d) 3000 anstelle von 2000 Franken vom Lohn der steuerpflichtigen Person, die sich in der Lehre 
oder im Studium befindet, bis zu deren erfülltem 25. Altersjahr; 

e) 4000 anstelle von 2500 Franken für jede erwerbstätige steuerpflichtige Person im Rollstuhl, die 
keine AHV/IV-Rente bezieht; 

[…] 

j) die effektiv erhaltenen Pauschalentschädigungen für die Hilfe und Pflege zu Hause, bis zum 
Betrag von jährlich 14 000 anstelle von 9000 Franken. 
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2 Zusätzlich werden abgezogen: 

[…] 

c) ein Betrag von 14 000 anstelle von 9000 Franken für jeden Empfänger von AHV/IV-Leistungen 
ohne Unterhaltslast, dessen Einkommen, nach Abzug der Beträge nach Absatz 1, 24 000 Fran-
ken nicht übersteigt. Der Abzug wird um 300 Franken für jedes zusätzliche Einkommen von 
1000 Franken gekürzt; 

d) ein Betrag von 17 000 anstelle von 11 000 Franken für jeden Empfänger von AHV/IV-
Leistungen mit Unterhaltslast, dessen Einkommen, nach Abzug der Beträge nach Absatz 1, 
30 000 Franken nicht übersteigt. Der Abzug wird um 400 Franken für jedes zusätzliche Ein-
kommen von 1000 Franken gekürzt. 

[…] 

20. März 2019 

II. Antwort des Staatsrats 

Um die finanziellen Auswirkungen der in der Anfrage formulierten Vorschläge schätzen zu können, 
mussten verschiedene Arbeitshypothesen aufgestellt werden: 

> Kinderabzug: In der Anfrage wird vorgeschlagen, den maximalen Abzug von 8500 auf 
13 000 Franken für das erste und zweite Kind zu erhöhen, wobei nicht klar ist, ob dies auch für 
den gegenwärtigen Abzug (von 9500 Franken) für das dritte und jedes weitere Kind gelten soll. 
Aus technischen Gründen (Computereinstellungen) mussten die Simulationen mit einer Erhöhung 
dieses Abzugs von 9500 auf 14 000 Franken durchgeführt werden, also mit Beibehaltung der 
Differenz von 1000 Franken, die schon jetzt zwischen diesen beiden Abzügen besteht. Mit der 
Erhöhung des Abzugs für das dritte und jedes weitere Kind auf 14 000 Franken (statt der 
Erhöhung auf 13 000 Franken) fällt die Kostenschätzung tendenziell etwas zu hoch aus, was 
jedoch im Rahmen bleibt, da nur 6788 Steuerkapitel mehr als zwei Kinder haben (Quelle: 
offizielle Steuerstatistik per 30. Juni 2018). 

> Abzug für Steuerpflichtige in der Lehre oder im Studium: Infolge der Motion 2018-GC-41 ist die 
Erhöhung des Abzugs von 2000 auf 2700 Franken vom Grossen Rat genehmigt worden. Die 
Auswirkungen beziehen sich also nur auf die Erhöhung von 2700 auf 3000 Franken. 

> Abzug für Waisen: Aus technischen Gründen ist der Abzug für Waisen im gleichen Verhältnis 
wie der Abzug für Personen im Rollstuhl (d.h. 60 %) erhöht worden, was 13 600 Franken ergibt 
statt wie in der Anfrage verlangt 13 000 Franken. Diese Anpassung fällt kaum ins Gewicht, da sie 
nur 5 Fälle auf die insgesamt 180 000 Steuerpflichtigen betrifft. 

> Abzug für Steuerpflichtige mit bescheidenem Einkommen: Die Frage bezieht sich nur auf eine 
Änderung des Abzugs für Rentner/innen in bescheidenen Verhältnissen. Dies wurde so auch 
simuliert. Der Abzug für bescheidene Einkommen der übrigen Steuerpflichtigen bleibt also 
unverändert.  
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Die maximale Pauschalentschädigung für pflegende Angehörige beträgt 25 Franken pro Tag. 
Folglich ist sie mit dem gegenwärtigen Abzug von 9000 Franken schon «steuerfrei». Eine 
Erhöhung des Abzugs auf 14 000 Franken wäre somit wirkungslos. 

Vor diesem Hintergrund hätten die verschiedenen Anpassungsvorschläge für den Kanton folgende 
Kosten zur Folge:  

> Erhöhung des Kinderabzugs auf 13 000 Franken: 20 304 000 Franken; 

> Erhöhung des Unterstützungsabzugs (für Personen, die von der steuerpflichtigen Person 
unterhalten werden) auf 1500 Franken: 64 000 Franken; 

> Erhöhung des Abzugs für Steuerpflichtige in der Lehre oder im Studium auf 3000 Franken: 
37 000 Franken; 

> Erhöhung des Abzugs für Waisen auf 13 000 Franken: 8000 Franken; 

> Erhöhung des Abzugs für Steuerpflichtige mit bescheidenem Einkommen auf 14 000 bzw. 
17 000 Franken: 11 674 000 Franken. 

Demzufolge würden dem Staat mit der Erhöhung der Sozialabzüge jährlich schätzungsweise 
32,1 Millionen Franken entgehen. Die Steuereinbussen für die Gemeinden würden vom jeweiligen 
Gemeindesteuerfuss abhängen. 

Diese Antwort beschränkt sich auf die Auswirkungen auf die Steuereinnahmen, entsprechend der 
Frage des Grossrats. Die Auswirkungen in anderen Bereichen wie beispielsweise höhere 
Prämienverbilligungen oder Stipendien sind nicht geprüft worden und hätten weitere finanzielle 
Folgen. 

14. Mai 2019 


